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Unterrichtung 

durch den Bundesminister der Finanzen 


Überpianmäßige Ausgabe bei Kap. 6004 Tit. 671 02 - Erstattung von Kredit- und 
Verwaitungskosten und Ausfäiien an die Kreditanstait für Wiederaufbau im 
Zusammenhang mit der Biidung eines Fonds für Direktinvestitionen und dem Erwerb 
von Ausiandsforderungen auf Grund des deutsch-amerikanischen Devisen- 
ausgieichsabkommens vom 8./1 9. August 1 969 


Schreiben des Bundesministers der Finanzen - II A5-AF4530- 
47/78 - vom 30. Oktober 1978: 

Gemäß § 37 Abs. 4 BHO teile idi mit, daß ich meine Einwilligung 
erteilt habe, bei Kap. 60 04 Tit. 671 02 - Erstattung von Kredit- 
und Verwaltungskosten und Ausfällen an die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KW) im Zusammenhang mit der Bildung eines 
Fonds für Direktinvestitionen und dem Erwerb von Auslands- 
forderungen auf Grund des deutsch-amerikanischen Devisen- 
ausgleichsabkommens vom 8./19. August 1969 - eine überplan- 
mäßige Ausgabe in Höhe von 16 000 000 DM zu leisten. Die Aus- 
gabe wird innerhalb des Einzelplans 60 eingespart. 

Nach dem deutsch-amerikanischen Devisenausgleichabkommen 
vom 8./19. August 1969 hat die KW in den USA einen Fonds im 
US-Dollar-Gegenwert von 600 Mio DM gebildet, der Direkt- 
investitionen deutscher Firmen in den USA erleichtern sollte. 
Außerdem hat die KW Auslandsforderungen der Export-Import- 
Bank, Washington D.C., im US-Dollar-Gegenwert von 225 Mio 
DM mit einem Durchschnittszinssatz von 5 v. H. erworben. Die 
Mittel für diese beiden Maßnahmen hat die KW auf dem inlän- 
dischen Kapitalmarkt beschafft. Der Differenzbetrag zwischen 
den zu zahlenden inländischen Zinsen und den zu erzielenden 
Zinsen einschließlich aller Verwaltungskosten sowie der ein- 
tretenden Wechselkursverluste erstattet der Bund der KW. Die 
Gelder sind in den Jahren 1969 bis 1971 angelegt worden. Der 
Berechnung des Ansatzes 1978 liegt ein Kurs von 2,10 DM/$ 
zugrunde. Bei der Bewilligung der überplanmäßigen Ausgabe 
ist von einem Kurs von etwa 1,86 DM/$ ausgegangen worden. 



Drucksache 8/2255 


Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode 


Der infolge des gesunkenen Dollarkurses entstandene Mehr- 
bedarf wurde nicht vorhergesehen. Wegen der vertraglichen 
Verpflichtung des Bundes ist die Forderung unabweisbar. Die 
ebenfalls vertraglich vereinbarten Zahlungsfristen an die KW 
lassen ein Verschieben in das Haushaltsjahr 1979 nicht zu. 



